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Der 15. Round Table „Nachhaltiges Österreich“ wurde vom Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (Lebensministerium) und der Umweltschutzabteilung 
der Stadt Wien veranstaltet. Die ARGE ÖGUT GmbH – ÖIR – jost.con.sult war mit der inhaltlichen 
Vorbereitung, Organisation und Durchführung des Round Table betraut.  
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Die 98 TeilnehmerInnen des 15. Round Table setzten sich aus VertreterInnen der 
öffentlichen Verwaltung auf Bundes-, Länder, regionaler und kommunaler Ebene, aus 
VertreterInnen der Gemeinde- und Regionalentwicklung, von NGOs, 
Forschungseinrichtungen, lokalen bzw. regionalen AkteurInnen aus verschiedenen 
Bundesländern – insbesondere jenen, die am Marktplatz der Möglichkeiten am 2. Tag mit 
Projekten vertreten waren – und auch einigen PolitikerInnen zusammen. 

Eva Persy, Umweltschutzabteilung der Stadt Wien, und mit Jänner 2010 Vorsitzende der 
gemeinsamen Expertenkonferenz der NachhaltigkeitskoordinatorInnen des Bundes und der 
Länder, und Wolfram Tertschnig, Nachhaltigkeitskoordinator des Bundes im 
Lebensministerium, hießen die TeilnehmerInnen am 15. Round Table willkommen. Thomas 
Steiner, Nachhaltigkeitskoordinator des Landes Niederösterreich, stellte die Rolle der 
NachhaltigkeitskoordinatorInnen und die Relevanz des Themas für die Umsetzung der 
gesamtösterreichischen Nachhaltigkeitsstrategie vor. Während des Round Table sollten 
"Botschaften an die NachhaltigkeitskoordinatorInnen" gesammelt werden, die diese 
MultiplikatorInnengruppe für das Thema "Demografischer Wandel" auch über den Round 
Table hinaus sensibilisieren und  Impulse für die Umsetzung – also die Vorbereitung von 
Programmen, Politiken, Projekten – sein sollen. 

In das Thema führte Demografie-Experte Rainer Münz ein. Österreich wächst, Österreich 
ergraut, Österreich wird bunter und Österreich wird städtischer und mobiler – so brachte er 
die vier Megatrends des demografischen Wandels in Österreich auf den Punkt.  

Die wesentlichen Entwicklungen 
hinter diesen Trends seien niedrige 
Kinderzahlen, eine steigende 
Lebenserwartung und kräftige 
Wanderungsgewinne. Beim 
Wachstum Österreichs müsse man 
zwischen wachsenden und 
schrumpfenden bzw. Gewinner- und 
Verliererregionen unterscheiden, 
wobei Rainer Münz darauf verwies, 
dass im Hinblick auf den 
ökologischen Fußabdruck ein 
Bevölkerungsrückgang nicht 
unbedingt als „Verlust“ zu werten sei.  

Laut Münz wird die Alterung der Gesellschaft möglicherweise zu einem gravierenden 
Problem werden. Die Jungen werden immer weniger werden, der Anteil der Menschen, die 
älter als 60 sind, werde sich verdoppeln, der Anteil der Über-80-jährigen werde sich 
verdreifachen und etwa die Hälfte der Bevölkerung werde über 50 Jahre alt sein. Das 
Bedenkliche sei, dass es keinerlei Erfahrungen damit gebe, wie solche Gesellschaften 
funktionieren und welche Konflikte zwischen Alt und Jung aufbrechen können. Offen sei 
auch die Finanzierung sozialer Sicherungssysteme. 

Die Zuwanderung nach Österreich betreffe vorwiegend den städtischen Raum, so Münz. 
Die größte Gruppe der ZuwandererInnen – etwa 40 % – kämen aus Deutschland, weitere 
40 % stammten aus den anderen EU-Mitgliedstaaten. Etwa 20 % kämen aus anderen 
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Ländern, beispielsweise der Türkei, Serbien, dem Kosovo. Nicht zu unterschätzen sei auch 
das Konfliktpotenzial des Themas Einheimische versus Zugewanderte.  

Der vierte Megatrend – die ÖsterreicherInnen werden mobiler und Österreich wird 
städtischer – beruhe darauf, dass die Einwohnerzahl generell in den Kernstädten und vor 
allem in den „Speckgürtel“-Regionen rund um die größeren Städte wächst. Probleme der 
Peripherie abseits der urbanen und touristischen Zentren seien die Abwanderung, die 
Ausdünnung der sozialen und der materiellen Infrastruktur, es käme zu einer Rückkehr der 
„Natur“. Im touristisch attraktiven ländlichen Raum werde der Tourismus oft zu einer 
„Monokultur“-Dienstleistung. Daneben gebe es noch wachsende Ballungsräume wie Wien 
oder Salzburg, aber auch die Entstehung suburbaner Regionen im ländlichen Raum (Traun) 
oder demografische Veränderungen an alten Industriestandorten (Eisenerz, Steyr, Leoben). 
Der Wunsch nach dem Leben in Dörfern bzw. auf dem Land führe zur Suburbanisierung 
sowie zu erhöhten Pendlerströmen in einer dauernd mobilen Gesellschaft. Hier herrsche oft 
keine Kostenwahrheit, beispielsweise im Hinblick auf die Wohnbauförderung oder die 
Subventionierung des Straßenbaus.  

 

ExpertInnen beleuchteten vier Bereiche im Kontext des demografischen Wandels genauer, 
die am Nachmittag Thema der Workshops waren:  

Alexander Hamedinger vom Fachbereich Soziologie der TU Wien thematisierte in 
Vorbereitung von WS 1 „Zusammenleben der Generationen und Kulturen“, dass derzeit eine 
Pluralisierung der Lebens- und Familienformen stattfinde. Das führe zu einer Ausdifferen-
zierung des Konsum- und Freizeitverhaltens, „Patchwork-Familien“ und „Bastelbiographien“ 
nähmen zu. Eine Herausforderung läge in der Gestaltung der Generationenbeziehungen. 
Außerdem käme es zunehmend zur Segregation – also zur ungleichen Verteilung sozialer 
Gruppen in einem bestimmten Gebiet – sowohl im Hinblick auf das Alter als auch auf die 
Her-kunft von Menschen. Unter den 
Über-65jährigen nehme der Anteil 
der Zugewanderten rasch zu („eth-
nisch gemischte Generatio-nen“), 
das bringe Herausforderun-gen für 
die Pflege- und Gesundheitseinrich-
tungen mit sich. Der „Dritte Lebens-
abschnitt“ werde (selbst)bewusst 
gelebt, man könne auch von einer 
„ego-zentrischen Generation“ 
sprechen. Aber auch eine neue 
Altersarmut sei vorprogrammiert. 
Bezüglich der Gestaltung der sozialen Beziehungen sieht Alexander Hamedinger mehrere 
Trends:  

• Starke private, intergenerative Hilfe in den Familien 
• stärkeres bürgerschaftliches Engagement der Älteren 
• intergeneratives Lernen 
• Förderung des intergenerativen Dialogs und Austauschs 
• Stärkung der Teilhabe aller Generationen  
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Als gesellschaftliche Entwicklungsrichtung sehe er nicht den „melting pot“, sondern die 
„salad bowl“, ein Nebeneinander von Kulturen und Generationen.  

 

Die deutsche Mobilitätsexpertin Mechtild Stiewe vom Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung in Dortmund widmete sich gemäß dem Thema von WS 2 „Altern 
in Bewegung – Mobilität im Wandel“ dem sich verändernden Mobilitätsverhalten von 
SeniorInnen. Der Anteil und die Zahl der SeniorInnen werde im Jahr 2030 größer sein als 
heute, wobei diese SeniorInnen im Durchschnitt besser gebildet sein werden, in besseren 
finanziellen Verhältnissen leben, über bessere Gesundheit verfügen werden. Außerdem 
werde der Anteil der Hochbetagten steigen. Die Führerscheinbesitz-Rate werde höher sein, 
ebenso die Pkw-Verfügbarkeit. Insgesamt werde das Aktivitätenspektrum der SeniorInnen 
breiter sein. Mechtild Stiewe stellte dann anhand der Ergebnisse einer 1.500 Menschen 
umfassenden Befragung in Nordrhein-Westfalen Mobilitätsvoraussetzungen und 
Mobilitätsverhalten von SeniorInnen vor. In dieser Studie wurde gefragt nach  

• Nutzungsvoraussetzungen für Verkehrsmittel, Mobilitätseinschränkungen 
• allgemeinem Mobilitätsverhalten 
• Aktivitäten (Freizeit, Beruf/Ehrenamt, Erledigungen) 
• aktivitätsbezogene Verkehrsmittelnutzung auf Basis des jeweils häufigsten Weges  
• Einstellungen gegenüber Verkehrsmitteln 
• Sicherheitsempfinden in Verkehrsmitteln (Unfälle, Übergriffe/Belästigungen) 
• soziodemografischen Daten und Lebenssituation. 

Die persönlichen Determinanten des 
Mobilitätsverhaltens wurden 
analysiert, ausgehend davon wurden 
vier verschiedene Zielgruppen für 
Interventionen identifiziert:  

• Pkw-Fixierte 
• Junge wohlhabende Mobile 
• Selbstbestimmt Mobile 
• ÖV-Zwangsnutzer 

 Die verschiedenen Zielgruppen 
seien für bestimmte Maßnahmen 

mehr oder weniger empfänglich, die „Selbstbestimmt Mobilen“ seien eine gute Zielgruppe für 
Car-Sharing, die „jungen wohlhabenden Mobilen“ hingegen seien potenzielle Nutzer 
technisch hochwertige Fahrräder. Weiter Maßnahmen werden im Rahmen des 
Mobilitätsmanagements in Nordrhein-Westfalen ausgearbeitet: 
www.mobilitaetsmanagement.nrw.de   

 

Kathrin Lais vom Doktoratskolleg für Nachhaltige Entwicklung an der Universität für 
Bodenkultur Wien berichtete in ihrem Vortrag zum Thema „Kommunen und die Sicherung 
sozialer Infrastruktur“ über spezifische Aufgabenkataloge der Gemeinden im Bereich der 
sozialen Infrastruktur. Im Bereich der Bildung gehöre dazu beispielsweise Errichtungs-, 
Erhaltungs- und Auflassungspflicht von Schulen, die mit klar definierten Aufgaben wie 
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Instandhaltung der Schulgebäude oder Personal zur Betreuung der Schulgebäude und –
liegenschaften verbunden ist. Der Bereich der Altenbetreuung und -pflege habe hingegen 
nicht so deutliche Konturen, dazu gehöre die Errichtung und der Betrieb von Altenheimen, 
aber auch mobile Dienste („Essen auf Rädern“, Heimhilfe). Die Demografische Entwicklung 
führe zu einer heterogenen Bevölkerungsentwicklung auf kommunaler Ebene und zu einer 
„Überalterung“. Verschiedene gesellschaftliche Trends wie Individualisierungsprozesse, die 
Steigerung wohlfahrtsstaatlicher Ansprüche oder die Änderung familiärer Strukturen gingen 
damit einher. Für die Kommunen sei es wichtig, das künftige Angebot an sozialen 
Dienstleistungen mit den jeweiligen gesellschaftlichen Ansprüchen, den 
Nachfrage(struktur)veränderungen und den Budgetrestriktionen in Einklang zu bringen. 
Kathrin Lais definierte dafür verschiedene Handlungsbedarfsebenen: Auf einer Meta-Ebene 
müsse man die Vorstellung von Sozialstaatlichkeit neu definieren, auf der Makro-Ebene des 
Bundes gehe es um gesetzliche Mindeststandards, die Verwaltungsreform oder 
Finanzierungsfragen, und auf der Mikro-Ebene der Gemeinden um interkommunale 
Kooperation oder die Aktivierung von Freiwilligen.   

 

Fakten und Trends zur „Arbeit und Beschäftigung im demografischen Wandel“ präsentierte 
Adolf Buxbaum von der Abteilung Sozialpolitik der Arbeiterkammer Wien. Er thematisierte 
die Dynamik am Arbeitsmarkt, u. a. den internationalen Strukturwandel, die 
Heterogenisierung der Arbeitsverhältnisse oder die zunehmend kurzfristige 
Planungshorizonte der Unternehmen. Die steigende Beschäftigungsdynamik resultiere aus 
einer Erhöhung der Teilzeitquote, 
das Arbeitszeitvolumen insgesamt 
stagniere hingegen. Die demogra-
fische Entwicklung fordere auch die 
AkteurInnen am Arbeitsmarkt. Der 
Anteil der „Älteren“ in der Bevölke-
rung steige, die Altersstruktur der 
Belegschaften stelle die Betriebe 
und die verschiedenen Politikbe-
reiche vor neue Herausforderungen, 
u. a. im Hinblick auf Unternehmens-
kultur, Arbeitsorganisation, betrieb-
liche Gesundheitsförderung, Erhalt der Arbeitsfähigkeit, intergenerationalen Wissenstransfer, 
lebensbegleitendes Lernen etc. Buxbaum stellte mögliche Wege zu einer höheren 
Beschäftigungsquote Älterer vor, die auch auf der Website der Sozialpartnerinitiative 
www.arbeitundalter.at zu finden seien. Er betonte, dass auch die Gebietskörperschaften in 
Zukunft eine bedeutende Rolle einnehmen werden. Direkte und indirekte 
Beschäftigungspotenziale entstünden durch den Ausbau der notwendigen „sozialen“ 
Infrastruktur gerade in den Ländern und Gemeinden. Die Gebietskörperschaften können 
aber auch eine „Vorrreiterrolle“ zur (Re-)Integration von „arbeitsmarktferneren“ Personen 
einnehmen, Beispiele seien z.B. die AKTION 4000 oder andere Beschäftigungsprojekte. 
Generell wichtig sei auch die Bewusstseinsbildung im Hinblick auf „intelligentes 
Generationenmanagement“.  
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In den Workshops am Nachmittag wurden die von den vier ReferentInnen eingeleiteten 
Themen vertieft. In der ersten Phase ging es darum, die Problemstellung und zukünftige 
Herausforderungen auf den Punkt zu bringen und sie abschließend mit Punkten zu 
gewichten. In der zweiten Phase der Workshops wurden für die zentralen zukünftigen 
Herausforderungen Handlungsoptionen entwickelt. 

 
Workshop 1 „Zusammenleben der Generationen und Kulturen“ 
(Moderation/Co-Moderation: Joe Taucher, Verein Lokale Agenda 21 Wien; Claudia Dankl, 
ÖGUT; Experte: Alexander Hamedinger, ISRA, TU Wien) 
 
Herausforderungen  

• Sozialintegration und Generationenbeziehungen 
• Stadtplanung 

• Bewusstseinsbildung bei 
allen Generationen 

• Notwendigkeit angesichts der 
Sprachlosigkeit eine 
gemeinsame Sprache zu 
finden 

• Grundanalyse: ethnische und 
interregionale Unterschiede 

• Individualisierung als 
Hemmnis für Lösungen 

• Plausible Anlässe der 
Begegnung schaffen / 

Hilfestellung  
• Lebensstil – Lebensrhythmen / Zeit – Taktung 
• Beteiligung – politische Kultur der Partizipation 
• Umgang mit Segregation 
• Umgang mit Differenz 
• Beziehungskultur entwickeln 
• Vereine – Bewusstsein für Kulturen 
• Schaffung von Anreizsystemen, damit Neues entwickelt werden kann  
• Altersarmut 
• Klimawandel (als Problem für ältere Menschen)  

Für jede Herausforderung wurden die Betroffenen identifiziert sowie die räumliche Ebene 
und die Verantwortlichen für die jeweilige Herausforderung benannt und danach wurde nach 
Relevanz gereiht. Für die zwei am stärksten gewichteten Herausforderungen wurden 
folgende Handlungsmöglichkeiten erarbeitet:  
 
Schwerpunktthema 1: Plausible Anlässe der Begegnung schaffen 

• Alternative/lokale Ökonomie fördern, dazu zählen auch Tauschnetzwerke und 
Gemeinschaftsgärten 

• Bildungsorganisationen müssen Teil der Stadtentwicklung werden 
• Ortskerne als Begegnungszonen reaktivieren 
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• Erfordernis von mutigen und langfristig denkenden PolitikerInnen 
• Die gesellschaftliche Diversität soll überall abgebildet werden, beispielsweise auch in 

medialen Gremien (ORF) 
• Raumplanung und Flächenwidmung (ökologisch und ökonomisch) an den 

demografischen Wandel anpassen 
• Es braucht Parallelität auf verschiedenen Ebenen 

 
Schwerpunktthema 2: Bewusstseinsbildung bei allen Generationen 

• Es gibt gute Datenlage und daher breites Wissen zum Thema 
• Schulen stehen im Zentrum der Bewusstseinsbildung 
• Bewusstsein braucht gute und konkrete Vorbilder  
• Entwicklung eines PC-Spiels – ähnlich „SimCity“ – für Nachhaltige Entwicklung in 

Gemeinden: BürgermeisterInnen können ihre Entscheidungen in ein Modell eingeben 
und sehen mögliche Folgen 

• Mindestsicherung im Alter für Menschen mit Teilzeitarbeitsbiographien  
 
Die Gruppe sammelte positive Zielvorstellungen zu den Themen, wobei folgende Punkte 
genannt und festgehalten wurden: 

• Öffentlichen Raum schaffen und ausreichend Ressourcen bereit stellen: 
o Verfügbarkeit von Angeboten der öffentlichen Raumnutzung im Winter 
o Den Motorisierten Individualverkehr zurückdrängen 
o Generationenbänke mit Botschaften aufstellen, wie z. B. im Projekt Salto realisiert 
o Generationenparks partizipativ entwickeln  
o Schaffung von Frauenräumen insbesondere dort, wo unterschiedliche kulturelle 

Hintergründe zusammen treffen 
• Einbeziehung virtueller Räume und virtueller Kommunikation  
• Durchgehende und fächerübergreifende Verankerung des Prinzips „Begegnungsorte 

schaffen“ bei Förderungen  
 
Welchen Beitrag kann jeder/jede Einzelne leisten?  

• „Dem Leben das Alter geben“ – Neubewertung und Umorientierung: 
o Selber „proaktiv alt werden“, beispielsweise durch Umbau der Wohnung, 

Lernen für die nächste Lebensphase 
o Möglichkeiten für Arbeit und Aktivität im Alter schaffen 

• Kommunikation und Vernetzung:  
o Sprache sensibel nutzen, beispielsweise im Hinblick auf interkulturelle 

Aspekte 
o Kommunikation auf gleicher Augenhöhe, Respekt 
o Thematisieren, Sensibilisieren, Fordern (auch im Sinn von Lästig-Sein) 
o Verbündete suchen, Netzwerke aufbauen 

• Konkrete Projekte entwickeln und verbreiten: 
o Impulse setzen, Anreize setzen, Neues entwickeln, Nachbarschaftsfeste, z.B. 

Projekt der MA 17: „Sei dabei“ – Du für Wien – Wien für dich! 
o  „Positive Beispiele“ verbreiten 

• Forschung: Wissen über soziale Beziehungen vertiefen und verbessern, Modelle 
entwickeln und das Wissen darüber weiter geben (Transfer) 
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• Verantwortung für den öffentlichen Raum übernehmen 
 
 
Workshop 2 „Altern in Bewegung – Mobilität im Wandel“ 
(Moderation/Co-Moderation: Thomas Steiner, Land NÖ; Karin Hartl-Hubmann, Land Tirol; 
Expertin: Mechtild Stiewe, ILS Dortmund) 
 
Herausforderungen: 

• Mobilität = Teilhabe am Leben: für Personen mit eingeschränktem Mobilitätszugang 
sichern 

• Selbständig mobil sein erleichtern: 
o Berücksichtigung besonderer Bedürfnisse Älterer, Seh- und Hörbehinderter 
o Einfache Bedienung von Ticketautomaten, Ticketangebote etc. 
o Barrierefreies Reisen für alle 
o Verkehrssicherheit erhöhen 
o Seniorengerechter Siedlungsbau 

• Außerhäusliche Ziele erreichen – ohne Ressourcenverbrauchsexplosion 
o „ÖV neu denken“, alternative Modelle, Sammeltaxis, -busse etc. 

• Öffentlicher Verkehr als Daseinsvorsorge 
o durch dichtes Angebot attraktiv erhalten,  
o „Abhängen“ peripherer Räume verhindern 

 Gehen und Radfahren fördern – im Alter noch wichtiger 
 
Wichtige Ziele: 

• Kommunale Mobilitätskonzepte partizipativ erstellen 
• Kostenwahrheit im Verkehr 

 
Besonderheit im Verkehrs-, Mobilitätsbereich:  

• viele Verantwortliche (Verkehrsbetriebe, -verbünde, Verwaltung, Politik, PlanerInnen, 
Sozial-, Technik-, Medizin-Wissenschaften, Krankenkassen, Sozialversicherungen, 

unterschiedliche 
Interessengruppen von 
NutzerInnen, Autoindustrie 
etc.  

• Starke Verflechtung von 
Politik, Verwaltung und 
Planung 

 
Gute Praxisansätze:  

• Grundmobilität für alle 
sichern: Mobilitätsabkommen 
Flandern 

• Alternativen zum Öffentlichen 
Verkehr im ländlichen Raum: z.B. Dorfmobil Klaus 
http://www.gemeinde-klaus.at/gemeinde/DorfmobilWeb/Startseite.htm 
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• Seniorenschnuppern, -info, -training (ÖV, Rad) (Innsbruck, Salzburg, BRD, 
Schweden) 

• Patenticket für SeniorInnen in Köln:  
http://www.kvb-koeln.de/german/news/press.html?NID=808  

• Gemeindewohnung in Verbindung mit Jahresticket (Ulrichskirchen) 
• Mit dem Rad zur Arbeit (Steiermark, Vorarlberg) 
• Kilometer sammeln mit dem Rad (Vorarlberg) 
• Projekte zur Förderung des Zu-Fuß-Gehens: Pedibus, „Gehen geht“ (Tirol, NÖ, 

Schweiz) http://www.klimabuendnis.at/start.asp?ID=227238 
http://www.umweltbildung.umweltberatung.at/start.asp?ID=15718&b=3696  
http://www.verkehrsclub.ch/de/politik-kampagnen/sicherheit/pedibus.html  
oder Zu-Fuß-Gehen per Arztanweisung (Weiz, Stmk) 

• Weitere interessante Websites:  
o Webportal Urban Transport and Mobility www.eltis.org 
o Public Transport Systems’ Accessability for People with Disabilities 

www.ptaccess.eu 
 
 
Workshop 3 „Kommunen und die Sicherung sozialer Infrastruktur“ 
(Moderation: Günter Humer, Land OÖ; Expertin: Kathrin Lais, Universität für Bodenkultur) 
 
In einem Brainstorming wurde zu Beginn gesammelt, was mit dem Begriff sozialer 
Infrastruktur in Kommunen assoziiert wird. Die Nennungen reichten von Gemeindeamt, Post, 
Wirtshaus, Nahversorgung, Polizei, Freiwilliger Feuerwehr, Bildungseinrichtungen, 
Öffentlichem Verkehr, Vereinen, kulturellen Angeboten über soziale Einrichtungen wie Arzt, 
Pflegedienste, Nachbarschaftshilfe, Seniorenangebote, Jugendzentrum bis zu 
Beteiligungsprozessen und zu öffentlich zugänglichen (Gemeinschafts-)Räumen.  
 
In einem nächsten Schritt wurden die bestehenden Stärken und Qualitäten sowie die 
Probleme und künftigen Herausforderungen bei kommunaler sozialer Infrastruktur 
gesammelt. Die Vielzahl von Nennungen auf Kärtchen wurde in der Gruppe vorgestellt und 
auf die Pinnwand gepinnt. Die vom Moderator geclusterten und mit einem Überbegriff 
versehenen Stärken und Probleme wurden schließlich von der Gruppe gewichtet. Beginnend 
mit dem am höchsten bewerteten wurden die Nennungen wie folgt zusammengefasst:  

• Kooperation (auf Ebene der Individuen, der Institutionen, Gemeinden, Regionen etc) 
• Infrastruktur – flächendeckend und finanzierbar (gute Strukturen vorhanden, Problem 

Kosten, neue Modelle etc.) 
• Ehrenamt und Beteiligung (Modelle, Anreize, Wertschätzung, Funktion etc.) 
• Migration und Integration (Wandel des Bewusstseins, Aktionen und Maßnahmen etc.) 
• Lähmung oder Innovation (Hilflosigkeit angesichts der Trends, neue Formen der 

Kooperation etc.) 
• Anpassung an Veränderung (Barrieren, notwendige Maßnahmen, Bereitschaft etc.) 

 
In der zweiten Phase des Workshops entwickelten die TeilnehmerInnen in Untergruppen 
Ziele für die Zukunft.  
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Wie soll die soziale Infrastruktur in Gemeinden im Jahr 2020 aussehen?  
 
Aus der Sicht von Kindern und Jugendlichen: 

• Höhere Bewertung der Betreuungs- und Bildungsarbeit: 
o 50 % Männeranteil bei der Betreuung von Kindern und Jugendlichen 

• Kinderbetreuung 
o ausreichend Kinderbetreuungsangebote das gesamte Jahr hindurch 
o in öffentlichen Kinderbetreuungsstätten biologische regionale Lebensmittel 
o alternative Freizeit(pädagogische) Angebote für Kinder und Jugendliche 

• 50 % der Väter in Karenz 
o Karenzgeld: Mindestsatz für alle; einkommensabhängig, mit Deckelung für 

Mehrverdiener 
• Vertretung in Politik und Verwaltung/Mitgestaltungsmöglichkeiten: 

o GemeindebeauftragteR für Kinder und Jugendliche in jeder Gemeinde 
o Für alle Angebote in der Kinder- und Jugendarbeit eine zuständige Abteilung 

im Land 
o Regelmäßiges Jugendparlament 
o Einbindung von Kindern und Jugendlichen in die Gestaltungsarbeit in der 

Gemeinde 
• Politisch neutrale Begegnungsräume für Kinder und Jugendliche schaffen 

 
Aus der Sicht von engagierten Ehrenamtlichen: 

• Professionalisierung, Weiterbildung  Standards entwickeln um Qualitätsniveau zu 
sichern 

• Aufbau einer 
Wertschätzungskultur, 
Ehrungen 

• Rechtliche und finanzielle 
Absicherung von 
Engagement 
(„Schwarzarbeitsfalle“)  
Rechtsgrundlage für 
ehrenamtliches Engagement 
schaffen, zur 
Qualitätssicherung und 
Erleichterung des Ehrenamts 

• Interessenvertretung bilden und Mitwirkungsrechte festschreiben  Dachorganisation 
(„Sozialpartner“) für Ehrenamt 

• Kooperation mit Medien 
• Anrechenbare Zeiten aus der Freiwilligenarbeit  
• Herausforderungen bei der zukünftigen Entwicklung: 

o Bewusstseinsbildung und Motivation für Engagement 
o Erfahrungswissen weitergeben – Potenziale identifizieren 
o Bewertung von Freiwilligenarbeit verbessern durch die Darstellung der 

Ersparnispotenziale für öffentliche Haushalte 
o Finanzierung der Strukturen und Verbesserung der Rahmenbedingungen 
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o Rechtliche und versicherungstechnische Bedingungen klären 
 
Aus der Sicht von MigrantInnen: 

• Vision(en) 
o Migration ist selbstverständlicher Anteil des gesellschaftlichen Systems und 

wird als Potenzial und nicht als Problem gesehen 
o Siedlungspolitik achtet auf Durchmischung 
o Aktiver, offensiver Umgang mit Konflikten 

 
• Schritte dahin: 

o Lokale und regionale Ist-Analyse 
o Sozialräumlicher Ansatz: Ressourcen nutzbar machen 
o Einfacher Zugang zu Informationen über Vielfalt 
o Best-Practice-Beispiele: Erfahrungen bündeln und breit kommunizieren 
o Intensive Anti-Diskriminierungspolitik 

 
Aus der Sicht von älteren Menschen: 

• Versorgung und Begegnung im „Grätzl“ oder in der Nachbarschaft ermöglichen 
• Professionelle Arbeit verknüpfen mit anderen Formen der Begegnung und 

Versorgung  Familie, Ehrenamt, Nachbarschaft 
• EINE soziale Koordinationsstelle im Ort  soziales Gemeindezentrum für diverse 

Anliegen: Essen, Kinder, Medizin etc. 
• Mobile Angebote und flexible Formen der Hilfestellung, Unterstützung schaffen, 

sinnvolle technische Hilfen (Notfall-Ruf) einrichten 
• Mehrgenerationen-Projekte  Eigenverantwortung fördern (Wohnen im Alter) plus 

staatliche Anreize 
 
Offene Fragen: 

• Zugänge, Stellenwert, (nicht-monetäre) Unterstützungen des Bundes? 
• Ländlicher Raum – gibt es ein Modell für soziale Infrastruktur zu vertretbaren Kosten?  
• Wie kann es gelingen, Gemeinden kreativ in die Prozesse einzubinden? 
• Welche Strukturen braucht es in den jeweiligen Räumen? 
• Anbindung an existierende Plattformen wie LA21 oder Dorferneuerung 
• Sterbende Geschäftsstraßen reaktivieren (öffentliche und wirtschaftliche Strukturen) 
• Pflege günstiger und in hoher Qualität 
• Wie kann es gelingen, ältere Menschen zur Freiwilligenarbeit zu motivieren? 
• Ländlicher Raum – mehr Kooperation 
• Welche kreativen Strukturvarianten gibt es? 
• Strategien für kleine strukturschwache Gemeinden? 
• Welche Good Practice gibt es im Bereich Kooperation, für das Zusammenwirken von 

Ehrenamtlichen und Hauptberuflichen (z.B. Hilfswerk)? 
• Flexible, mobile Lösungen? 
• Selbstorganisierte Bottom-up-Lösungen  Rahmenbedingungen begünstigen top 

down 
• Ist intergeneratives Lernen über BürgerInnen-Engagement möglich? 
• Umgang mit dem Spannungsfeld Zuzugsgemeinden/ Abwanderungsgemeinden? 
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• Bildung von Jung und Alt  Vernetzung der Kommunen für lebensbegleitende 
Wissensgesellschaft 

• Wie müssen Mikro- und Makroebene miteinander kommunizieren? 
• Öffentlich zugänglichen/ fußläufig erreichbaren Naturraum in jeder Gemeinde 

einrichten – Wie? 
• Kooperationsmöglichkeiten im Bereich sozialer Infrastruktur zwischen Gemeinden? 

 Finanzierbarkeit? 
 Delegation von Aufgaben von oben nach unten? 

 
 
Workshop 4 „Arbeit und Beschäftigung im demografischen Wandel“ 
(Moderation/Co-Moderation: Erich Dallhammer, OIR; Experte: Adolf Buxbaum, AK Wien) 
 
Herausforderungen: 

• Räumliche Dimension: Regional unterschiedliche Problemlagen nur regional lösbar 
Besondere Herausforderungen im ländlichen Raum 

 Abwanderung junger Leute 
 Chance: Landwirtschaft als Berufssegment 

• Neubewertung 
Erwerbsarbeit / Arbeitsbegriff 
bedeutet auch  

 Liberalisierung der 
Arbeitsphasen – Denken in 
Lebensarbeitszeit 

 ökologisch-ethische Frage 
der Nutzung der 
Naturressourcen durch 
Arbeit  

• Unternehmenskultur:  
Potenziale der älteren 
ArbeitnehmerInnen neu 

bewerten und damit auch Wissen im Betrieb halten  
innovative Ansätze für altersgerechtes Arbeiten bekannt machen 

• Rechtliche Bestimmungen 
 Belohnung von ArbeitnehmerInnen, die älter sind als 60/65 im ASVG 
 Änderungen im Steuerrecht 

• Soziale Infrastruktur zur Hebung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und 
Individualität 

• Bewusstseinsbildung / Kommunikation 
 Fehlendes Bewusstsein hinsichtlich der demografischen Fakten / Prognosen 

 
Dissensthema: Grundeinkommen 
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Schwerpunktthema 1: Räumliche Dimension 
 
Insbesondere der ländliche Raum steht durch den demografischen Wandel vor großen 
Herausforderungen. Um ihnen zu begegnen, gilt es, die Qualitäten des ländlichen Raumes 
zu unterstützen, indem Ressourcen, die vielfach von den regionalen AkteurInnen nicht 
gesehen werden, in Wert gesetzt werden. Dazu braucht es Bewusstseinsbildung und 
Infrastruktur vor Ort. 
 

Bausteine am Weg dorthin: 

• LA21 Prozesse nutzen und insbesondere Jugend und Frauen im Prozess gezielt 
einbinden (  Einladungspolitik danach ausrichten) 

• Regionale Kreisläufe stärken, z.B. wie im Vulkanland Steiermark  

• Energie-Autarkie  schafft lokale Arbeitsplätze und Wertschöpfung in der Region 

• Einbindung Jugendlicher durch permanente Haltung des Kontakts 

• Kooperationen von Gemeinden zur kostengünstigeren Bereitstellung der 
erforderlichen Infrastruktur (Beispiel: Regionext Stmk. (ROG als Grundlage)) 

• Bildung: 
o Bildungsangebote auch als Einstieg in EDV für Leute 60+, EDV-Kurse f. 

Ältere von Schulen 
o Mehrfachnutzung bestehender sozialer Infrastruktur z.B. nachmittags für 

Erwachsenenbildung  
o Internetplattformen, Tele-Arbeit, Tele-Lernen (Beispiel Irland) 
o Lernen in mehrsprachigen Schulen, insbesondere in Grenzregionen  

Schulen grenzübergreifend organisieren 
 

erforderliche institutionelle Änderungen: 

• Monopole aufbrechen  Ausschreibungen öffentlich mit neuem Kriterienkatalog, der 
auch neue Ideen ermöglicht 

• „Generationensysteme“  „One Stop Shop“ für Sozialeinrichtungen  damit 
Reduzierung der Wege für Versorgungsaktivitäten  Vereinbarkeit Beruf und Familie 
erleichtern  direkte und indirekte Beschäftigungseffekte 

• Ehrenamtliche Netzwerke generationenübergreifend stärken 

 
Schwerpunktthema 2: Neubewertung Arbeitsbegriff 
 

• Monetär wirksame Lebensphasenorientierung, Aufwertung von Familienarbeit 
 Frage der Ausgestaltung 
 Rechtsanspruch auf Zeit für Betreuungsleistung, Weiterbildung, Familienarbeit 

• Für die Umsetzung notwendige AkteurInnen: 
o Unternehmenslobby (Akzeptanz bei Unternehmen) 
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o Sozialpolitik (Geldmittel) – Geld kann vom Finanzmarkt kommen z.B. über 
Tobin-Steuer, Transaktionssteuer, Beteiligungsmodelle 

o PVA, AUVA (Gesundheitspolitisches Argument der Vorsorge – wenn 
Arbeitszufriedenheit der Menschen steigt, sind sie auch gesünder) – 
„möglichst kurze Vollzeit für viele“ 

 

Bausteine am Weg dorthin: 

• Öffentliche Hand als Vorbild  
o zeigen, dass Teilzeitbeschäftigte bei den Aufstiegschancen nicht gegenüber 

den Vollzeitbeschäftigten benachteiligt sind 
o Aufnahmegrenze 40 Jahre beseitigen 
o Teilzeitmöglichkeiten noch stärker ausbauen 

• Gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen  Wertschöpfungsmodelle 

• Kommunikation 
o einfaches Wording 
o Erfahrungsaustausch von guten Praxisbeispielen 
o Kommunikation zwischen den Institutionen forcieren 

• Info-Arbeit und Bewusstseinsbildung 
o statistische Hilfen; www.arbeitundalter.at 

 
Nach der Präsentation der Workshop-Ergebnisse im Plenum waren die TeilnehmerInnen 
aufgefordert, sich Postkarten aus der Zukunft zu schreiben – versetzt in die Rolle ihrer 
eigenen EnkelInnen oder UrenkelInnen, die die Dokumentation des 15. Round Table auf 
dem Dachboden fänden und sich dazu äußerten. Viele Karten waren geprägt vom Tenor, 
dass alles anders kam, als gedacht. Etliche Karten hatten zukünftige Formen des Wohnens 
– z. B. in interkulturellen und intergenerationellen Wohngemeinschaften – oder umwelt- und 
ressourcenschonende Mobilität der Zukunft zum Thema. Ein Enkel wünschte sich: "Ihr hättet 
mutiger sein sollen!". 

Bei der Abendveranstaltung im Ragnarhof in der Grundsteingasse in Ottakring hieß Heinz 
Hufnagl, Dritter Präsident des Wiener Landtags, die Gäste willkommen. Anschließend 
stellten Kurt Smetana von der Gebietsbetreuung 16 und Ula Schneider von "SOHO in 
Ottakring" Entwicklungen und Strategien aus dem Viertel rund um den Brunnenmarkt im 16. 
Bezirk vor.  
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Der 2. Tag begann mit einem Vortrag von Susanne Tatje, Demografiebeauftragte der Stadt 
Bielefeld, zum Thema "Demografische Entwicklungsplanung als kommunale Strategie". 
In Deutschland sei der demografische Wandel in den letzten Jahren gerade im Hinblick auf 

die alternde Gesellschaft oder den 
Bevölkerungsschwund wichtige 
Themen im öffentlichen Diskurs 
geworden. Die demografischen 
Veränderungen werden sich auf 
viele Bereiche der öffentlichen 
Infrastruktur auswirken und nahezu 
jeden kommunalen Bereich 
betreffen: Finanzen, Bildung, Schule, 
Verkehr, Arbeit, Gesundheit, 
Stadtentwicklung, Bauen und 
Wohnen. Um die Folgen 

abzumildern, müssen die Weichen jetzt gestellt werden. In Bielefeld wurde der 
Themenkomplex „Demografische Entwicklung“ 2004 mit einer neuen Stabsstelle hochrangig 
in der Verwaltung im Dezernat des Oberbürgermeisters verankert und mit einer klar 
umrissenen Aufgabenbeschreibung und Kompetenzen für Kooperationen in der Verwaltung 
versehen. Hauptaufgabe der ersten Jahre war die Entwicklung eines kommunalen 
Handlungskonzeptes, um sicherzustellen, dass der Faktor Demografie künftig in allen 
städtischen Planungen berücksichtigt wird.  

Das Konzept „Demografischer Wandel als Chance?“ wurde im Sommer 2006 vom Rat der 
Stadt Bielefeld einstimmig – fraktionsübergreifend – beschlossen. Susanne Tatje habe als 
Demografiebeauftragte für Bielefeld sechs demografiepolitische Ziele und damit zukünftige 
Handlungsschwerpunkte entwickelt. In diesen Diskussionsprozess waren unterschiedliche 
AkteurInnen aus Verwaltung, gesellschaftliche Gruppen und auch Bürgerinnen und Bürger 
eingebunden.  

Die sechs Ziele des Konzepts sind:  

1. „Wir fördern Integration!“ 
2. „Wir werden die familienfreundlichste Stadt in Nordrhein-Westfalen!“ 
3. „Wir wohnen zukunftsfähig!“  
4. „Wir lernen lebenslang!“ 
5. „Wir gehen fit in die Zukunft!“ 
6. „Wir wirtschaften für die Zukunft! 

Darüber hinaus sieht das Demografiekonzept eine Erfolgskontrolle vor, um die Wirksamkeit 
der Maßnahmen zu überprüfen. Die komplexen Demografiethemen erfordern ein langfristig 
angelegtes strategisches Managementkonzept mit einem funktionierenden Steuerungs- und 
Controllingprozess. 

 

Nach der Strategie stand die gelingende Praxis im Zentrum der nächsten zwei Stunden.  

Ursula Hübel von der Wiener Gesundheitsförderung stellte das Wiener Projekt „sALTo – 
gut & selbstbestimmt älter werden im Stadtteil“ vor. Im Projekt ging man vom Ansatz der 
Lebenslage aus, d. h. von den gesundheitlichen, finanziellen, sozialen Ressourcen des 
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Einzelnen bzw. von Bevölkerungsgruppen. Die Lebenslage sei treffender als das biologische 
Alter. Ausgehend von der Analyse der Lebensräume der älteren Stadtbevölkerung wurden 
das Quadenviertel und das Triesterviertel als Projektorte gewählt. Ursula Hübel präsentierte 
zwei Methoden aus dem interdisziplinären Projekt genauer, die Vitalbilanz und das Gender-
Netz. Die Vitalbilanz gehe davon aus, dass das individuelle Verhalten sowie das soziale und 
räumliche Umfeld Bedingungen für die Vitalität des Menschen seien. Das Vitalbild verknüpfe 
Informationen über den städtischen Raum mit vitalitätsfördernden Ressourcen. Das sei 
wiederum ein Ausgangspunkt für Dialog und Planung.  

Das Gender-Netz sei ein Instrument in der Prozess-Gestaltung, kein präzises 
Messwerkzeug. Es integriere Gender Mainstreaming im gesamten Arbeitsprozess. Die 
Umsetzung sehe so aus, dass ein Gleichstellungsziel formuliert werde. Dann werden die 
Zielgruppen den Achsen zugeordnet. Die Auswirkungen einer Maßnahme auf die Zielgruppe 
werden an den Achsen abgesteckt (Einschätzung relative Werte). 

Wesentlich seien der Diskussionsprozess in der Gruppe und die grafische und textliche 
Einschätzung. Der Vorteil des Projekts für einen Stadtteil bestünde darin, dass bauliche 
Maßnahmen im Freiraum, die älteren Menschen zugute kommen, auch andere NutzerInnen 
in ihrem Alltag unterstützen. 

 

Bibiane Puhl vom EU-Regionalmanagement Obersteiermark West präsentierte das Projekt 
„Herausforderung Demografie“ (www.demografie.at). Die Region der westlichen 
Obersteiermark zähle zu jenen Regionen, die österreichweit am stärksten von einem 
Bevölkerungsrückgang betroffen seien. Jeder fünfte junge Mensch zwischen 15 und 34 
Jahren plane aus den Bezirken 
Judenburg und Knittelfeld abzu-
wandern (SORA-Studie, 2007), die 
Alterung wirke bei gleichzeitigem 
Bevölkerungsrückgang stärker. Die 
Ziele der ersten Projektphase waren 
für den demografischen Wandel und 
dessen Konsequenzen zu sensi-
bilisieren, ein regionales Netzwerk 
rund um den demografischen Wan-
del aufzubauen sowie eine Mobili-
sierung durch das Setzen von Initia-
tiven und das Aufzeigen von Hand-
lungsmöglichkeiten zu erreichen. 630 TeilnehmerInnen nahmen an verschiedenen Projekt-
Aktivitäten wie Workshops und Arbeitsgruppen teil. Ein Beispiel für ein begleitendes Folge-
Projekt sei die Kampagne Genial! Regional, deren Ziel eine Bewusstseinsbildung für 
regionale Wertschöpfung sei. Die Ziele für die weitere Arbeit ab Jänner 2009 seien der 
Ausbau des Netzwerks auf die gesamte Region Obersteiermark West (Einbezug Bezirk 
Murau), die Forcierung der Projektvorhaben aus den einzelnen Arbeitsgruppen sowie die 
Bereitstellung der fördertechnischen Unterstützung. Wichtig sei die Selbstorganisation und 
Selbstverantwortung der AkteurInnen zu fordern und fördern und die resultierende Dynamik 
in der Steuerung nicht zu unterschätzen.  
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Catrin Boss vom Städte-Netzwerk Nordrhein-Westfalen berichtete vom Robert-Jungk-Preis 
für Zukunftsprojekte 2009 (www.robertjungkpreis.nrw.de), der zivilgesellschaftliches 
Engagement im demografischen Wandel auszeichnet. Durch die Anerkennung von 

Engagement und die Förderung von 
Erfahrungsaustausch wird eine 
Plattform für “soziale 
Erfindertätigkeit” geschaffen. Die 
Nachahmung erfolgreicher Beispiele 
sei dezidiert erwünscht. Die 
Preisfrage 2009 sei gewesen: „Was 
unternehmen Sie, um den 
demografischen Wandel zu 
gestalten?“ Adressaten des Preises 
seien soziale und kulturelle 
Einrichtungen in öffentlicher oder 

freier Trägerschaft, engagierte Initiativen wie z.B. Vereine, Netzwerke, Stiftungen, lokal und 
regional aktive Wirtschaftsunternehmen, die Verantwortung für das Gemeinwohl 
übernehmen. Die Auswahlkriterien seien Innovation, Nachhaltigkeit, Zukunftsfähigkeit, 
zivilgesellschaftliches Engagement und Konkretheit. Catrin Boss präsentierte drei nominierte 
Projekte:  

• Dortmund: Das Zusammenleben von Generationen und Kulturen im Quartier 
gestalten – Wohnungswirtschaftliches Engagement zur Aktivierung der 
Bewohnerschaft und Verbesserung des Wohnumfelds 

• Altena: Herausforderung Bevölkerungsrückgang – Neuausrichtung einer Kommune 
unter Einbeziehung der Bürgerschaft 

• Düsseldorf: Älter werden im Quartier – Umsetzung einer Vision vom alternativen 
Wohnen im Alter durch engagierte Bürgerinnen und Bürger 

 

Am nachfolgenden Marktplatz der Möglichkeiten zeigten die Projekte sALTo, 
Herausforderung Demografie, der Robert-Jungk-Preis für Zukunftsprojekte und zahlreiche 
weitere Best-practice-Projekte aus ganz Österreich wie dem demografischen Wandel ganz 
konkret und erfolgreich begegnet werden kann. Folgende weitere Projekte wurden 
vorgestellt:   

• Das Generationendorf, Salzburg (Anita Moser, Gemeindeentwicklung Salzburg) 
http://www.gemeindeentwicklung.at/content/view/22/37/ 

• „AGYL – Alt und glücklich in Ybbsitz leben“, Niederösterreich (Christa Spreitzer)  
www.agyl.at 

• Dorfservice, Kärnten (Eva Altenmarkter-Fritzer, Verein für Haushalts-, Familien- und 
Betriebsservice Drauhofen) 
http://www.dorfservice.at/ 

• Internet für alle, Tirol (Franz Rauter, vertreten von Bertram Meusburger) 
http://www.tirol.gv.at/themen/tirol-und-europa/eu-regionalfoerderung-
tirol/internetfralle/ 
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• Projekt Terra, Wien (Marko Kolm, Sozial Global) 
http://www.sozial-global.at/terra-migrantinnen-beratung 

• Nachbarschaftsgarten Heigerlein, Wien (Angelika Neuner, Verein Gartenpolylog) 
http://www.gartenpolylog.org/3/wien/nachbarschaftsgarten-heigerlein 

• „Palaver unterm Apfelbaum“ – interkulturelle Gärten, Graz (Ulrike Ditschy) 

• St. Andrä-Wördern – die Welt ist ein Dorf, Niederösterreich (Franz Meister) 
www.grenzenloskochen.at; www.flysch.at 

• Stadt der kurzen Wege aus ökosozialer Sicht, Wien (Sigrid Egartner, Ökosoziales 
Forum Wien) http://www.oesfo.at/osf/osf?cid=10127 

Der Marktplatz bot beste Gelegenheit für Austausch und Vernetzung.  

 

In der anschließenden Fishbowl-Diskussion mit Bernd Marin, Bertram Meusburger und 
Susanne Tatje wurde der Frage nach effektiven Handlungsoptionen und 
Handlungsverantwortung für NachhaltigkeitsakteurInnen angesichts des demografischen 
Wandels nachgegangen. Bernd Marin zeigte sich zunächst beeindruckt von den vielen 
„sozialen Erfindungen“, die am Marktplatz der Möglichkeiten präsentiert wurden. 
Beispielsweise sah er die Idee von Sozialzeitkonten umgesetzt und viele weitere Beispiele 
sozialer Kreativität. Er halte es für besonders wichtig, Menschen zu vernetzten, die Knoten 
im Kreativitätsnetzwerk werden können. Im Hinblick auf die Zunahme von hochbetagten 
Menschen in der Gesellschaft gab 
er zu bedenken, dass 94 bis 96 % 
der erforderlichen Betreuungs-
leistungen nicht mit gesundheit-
lichen Belangen zusammen 
hingen. Es sei schade, dass die 
PolitikmacherInnen keinen Über-
blick über den Schatz hätten, den 
es mit guten Projekten und Initia-
tiven wie jenen, die am Marktplatz 
der Möglichkeiten vorgestellt 
worden seien, zu heben gebe. 
Etwa 70 bis 90 % der unbezahlten 
Arbeit werde heute von Frauen 
geleistet. Es sei einer der Standard-Irrtümer, anzunehmen, dass das auch in Zukunft so sein 
werde. Die Gesellschaft zerfalle derzeit sowohl regional als auch im Hinblick auf 
verschiedene Branchen in Armuts- und Reichtumsinseln, wobei solche Entwicklungen auch 
reversibel seien. So werde heute das Spitalsmanagement für kalifornische Spitäler in Irland 
gemacht, das vor kurzem noch das Armenhaus Europas gewesen sei. Im Hinblick auf den 
zunehmenden Anteil alter Menschen an der Gesellschaft sei es besonders wichtig, dass die 
Menschen geistig und körperlich agil bleiben. Er halte es für sinnvoll, die Generation 80+ in 
den Arbeitsprozess zu integrieren. Für die geistige Gesundheit haben Aktivität und 
Eingebunden-Sein viele positive Auswirkungen. 
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Susanne Tatje, Demografiebeauftragte der Stadt Bielefeld, kam noch einmal auf ihre 
strategische Arbeit im Sinne eines langfristigen und grundsätzlichen Umdenkens und auf ihr 
Mitzeichnungsrecht für die Arbeit der anderen Planungsbereiche der Stadt zu sprechen. Das 
Einmischen in andere Fachbereiche sei oft unumgänglich und laufe auch nicht immer 
friktionsfrei. Es sei besonders wichtig, Patinnen und Paten für Themen des demografischen 
Wandels innerhalb der Verwaltung zu finden. Zukunftswerkstätten hätten sich in Bielefeld 
bewährt, um die Ideen der BürgerInnen einfließen zu lassen.  

Bertram Meusburger vom Büro für Zukunftsfragen der Vorarlberger Landesregierung meinte 
zum Verhältnis der Politik zur Beteiligung von BürgerInnen, dass die Politik zwar wolle, dass 
die Menschen etwas tun, aber sie wolle nicht, dass die BürgerInnen sich einmischten. Die 

Kunst bestehe darin, Räume zu 
schaffen, in denen selbstbestimmt 
Themen gefunden werden, die 
wiederum in gut durchmischten 
Bürgergruppen entfaltet werden 
sollen. Diese gesellschaftlich 
relevanten Themen müssten bottom 
up wie auch top down gefunden 
werden. Auch für schwierige 
Themen müsse eine Formulierung 
gefunden werden, mit der die 
Themen für alle verständlich 
„übersetzt“ werden können. Nicht 

zuletzt müssten diese Themen von den PolitikerInnen unter Einbeziehung der Betroffenen so 
bearbeitet werden, daß BürgerInnenbeteiligung von Informations- zu Mitgestaltungs-
beteiligung werden könne. 

Statements von DiskutantInnen aus dem Publikum brachten sehr unterschiedliche Aspekte 
ein:  

Eine Diskutantin aus dem Publikum gab zu bedenken, dass Bürgerinitiativen oftmals eher als 
Sand im Getriebe wahrgenommen würden und andere Lobbys oftmals stärker seien als 
Bürgerinitiativen. Es müsse gelingen, eine positive Aufbruchsstimmung zu erzeugen, damit 
bei der Jugend kein Gefühl von Ohnmacht und Perspektivenlosigkeit aufkomme. Auch der 
aktuelle Protest der Studierenden müsse von der Politik ernst genommen werden.  

Im Hinblick auf die Forderung von Bernd Marin, die Generation 80+ wieder in den 
Arbeitsmarkt einzubeziehen, wurde das Thema Arbeit und Gesundheit angesprochen. Die 
heutige Arbeitswelt sei geprägt von Konkurrenz und Flexibilisierung. Wichtig seien Runde 
Tische für eine horizontale Ebene des Mitbestimmens und Bedingungen zu schaffen, damit 
die Menschen auch wirklich länger im Arbeitsprozess bleiben können. Eine Vertreterin der 
Initiative Zivilgesellschaft regte außerdem die Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens an.  

Bernd Marin gab im Hinblick auf die Durchmischung der Gesellschaft zu bedenken, dass 
sich die Menschen außerhalb der Familie vorwiegend mit Gleichaltrigen zusammen tun. Er 
erkenne zunehmend einen „Kleinfamilial-Egoismus“. Der Kontakt mit anderen Generationen 
sei bereichernd und könne zur Lebendigkeit von Beziehungen beitragen. Der älteste 
Mitarbeiter in seinem Betrieb sei 86 Jahre alt und für ihn ein „Role Model“. Es sei notwendig, 
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bei der Aktivierung zu helfen. Dauerhaft wertschätzende Beziehungen seien in Weg dazu. 
Kritisch angemerkt wurde dazu, dass nicht einmal für die Jungen genug Arbeit da sei.  

Arbeit sei keine fixe Konstante, merkte Bernd Marin noch an, die Zahl der Jobs bleibe nicht 
gleich. Die Summe des Geldes hingegen sei konstant: Wenn für einen Bereich mehr 
ausgegeben werde, bleibe für einen anderen weniger übrig. Jeder Mensch habe nach der 
UN-Deklaration ein Recht auf Erwerbsarbeit, erzwungene Pensionierungen seien verboten. 
Die Menschen verfielen rasch, wenn sie nicht hinreichend gefordert werden. Abschließend 
meinte er, es brauche ein gewisses Maß an Frechheit, um seine Anliegen durchzusetzen. 
Die Gemeinden hätten oft genug Geld für Infrastrukturinvestitionen, wenn es um technische 
Belange geht. Dieses Geld müsse man beispielsweise soziale Projekte – wie am Marktplatz 
der Möglichkeiten vorgestellt – investieren, damit in den Kommunen auch möglich wird, was 
an Erfindungsgeist vorhanden sei.  

Susanne Tatje verwies darauf, dass es wichtig sei, sich Verbündete für sein Thema zu 
suchen und nicht von vornherein zu sagen: „Das geht sowieso nicht!“ Sie betonte in ihrem 
Schlusswort noch einmal die Notwendigkeit von Gesamtstrategien. Es gebe nicht den Stein 
der Weisen und man brauche auch nicht zwangsläufig mehr Geld, sondern könne 
Haushaltsmittel anders aufteilen.  

Die Botschaften, die während der gesamten Veranstaltung gesammelt worden waren, sollten 
den NachhaltigkeitskoordinatorInnen Hinweise geben, wie auf der „Baustelle“ 
Demografischer Wandel zukünftig weitergearbeitet werden soll. Die Botschaften bezogen 

sich einerseits auf verschiedene 
Inhalte des Demografischen 
Wandels wie „Zuwanderung als 
Normalität/als Potenzial“, 
„Begegungsmöglichkeiten und –
räume schaffen“, „den 
intergenerationellen Dialog fördern“, 
„Arbeitsbereitschaft über 60/65 muss 
im ASVG belohnt werden“, „NH ist 
städtisch und ländlich“, „25 % 
Naturräume sichern in jeder 
Gemeinde“ oder 
„Ressourceneffizienzsteigerung 
gezielt fördern“. Anderere zielten auf 

die Prozessebene ab wie etwa „Kooperation der NHK mit den Regionalmanagements“, 
„Partner in der Zivilgesellschaft suchen“, „Wissenstransfer von Forschung in Praxis 
beschleunigen“, „Kreative und partizipative Prozesse initiieren und fördern“, „Wissen über 
Pilotprojekte fördern und weitertragen“, „Methode Zukunftswerkstatt anwenden“. Oder es 
wurden auf den Kärtchen Fragen formuliert: „Wie kommen wir von einer ‚Alarmkultur’ zu 
einer langjährigen Orientierung?“ oder „Was geschieht mit den guten Impulsen des 15. 
Round Table?“ 

Die NachhaltigkeitskoordinatorInnen Bertram Meusburger, Thomas Steiner, Eva Persy und 
Wolfram Tertschnig nahmen in einer letzten Runde dazu Stellung, was sie an wichtigen 
Signalen für ihre künftigen Aktivitäten mitnehmen. Engagement mit Herz und Hirn sei gefragt 
und das könnten die NachhaltigkeitskoordinatorInnen auch leisten. Die am Round Table 
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vorgestellten Projekte hätten gezeigt, dass die Beteiligung der Betroffenen insbesondere für 
Prozesse in der Gemeindeentwicklung zentral sei. Als drei wesentliche Punkte für den 
Umgang mit dem demografischen Wandel wurden  

• die Sensibilisierung und Bewusstseinsveränderung 
• das Tun und die auf Langfristigkeit angelegte Umsetzung und  
• die Evaluation im Sinne der Schärfung der Strategien erkannt.  

Eine Kernfrage sei, wie man der Komplexität des Themas angesichts beschränkter 
Ressourcen gerecht werden könne. Es sei dabei besonders wichtig, darauf zu achten, 
welches Projekt langfristig Wirkung zeige. Wolfram Tertschnig befand, man müsse das 
Konzept des "ökologischen Fußabdrucks" noch um die soziale Dimension erweitern.  
Nachhaltigkeit im Zusammenhang mit dem demografischen Wandel sei selbstredend nicht 
allein eine Herausforderung für die staalichen Akteure; die gesellschaftliche Verantwortung 
von Unternehmen gewinne gerade auch angesichts der mit dem Wandel einhergehenden 
arbeitsmarkt- und integrationspolitischen  Fragen zunehmend an Bedeutung.  Aktuell setzen 
daher auch eine Reihe von europäischen Staaten politische Initiativen, um attraktive 
Rahmenbedingungen – und entsprechende Qualitätsmaßstäbe – für „Corporate Social 
Responsibility“ (CSR) zu schaffen. In Österreich, so Tertschnig, würde auf Grundlage der 
Zielsetzungen in der ÖSTRAT im nächsten Jahr die Ausarbeitung einer nationalen CSR-
Strategie anstehen. Bei der Netzwerkarbeit der NachhaltigkeitskoordinatorInnen sei es 
besonders wichtig, Kreativität zuzulassen und Best-practice-Lösungen zu kommunizieren, 
miteinander und voneinander zu lernen, nicht zuletzt unter dem Motto "Copy with pride". 

 

Am Nachmittag rundete eine Exkursion in den Stadtteil Kabelwerk den 15. Round Table 
ab. Sonja Landsteiner, Generalsekretärin des WAT, stellte den Generationenpark vor, 
dessen Geräte von den TeilnehmerInnen gleich mit Begeisterung getestet wurden. Herbert 
Buchner vom Magistrat der Stadt Wien führte durch die Wohnanlage. Den Abschluß des 
Rundgangs bildete ein Besuch beim Frauenwohnprojekt [ro*sa] KalYpso, wo die 
BesucherInnen von Elisabeth Stich, Bewohnerin und Vorstandsmitglied des Vereins, in die 
„Philosophie“ des kooperativen Wohnprojekts eingeführt wurden.  

 

Die Veranstaltung wurde von Martina Handler, ÖGUT, und Wolfgang Gerlich, Plansinn, 
moderiert. 


